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1. Umsatzsteuer: Welcher Steuersatz gilt für das Parken 
auf einem Hotelparkplatz? 

 
Stellt ein Hotel für seine Gäste Parkplätze zur Verfügung, unterliegt dies 
dem Regelsteuersatz. Das gilt auch dann, wenn für das Parken kein beson-
deres Entgelt berechnet wird. 
Hintergrund 
Für die Gäste eines Hotels mit Restaurant und Wellnessbereichen standen 150 
Parkplätze zur Verfügung. Die mit einem Pkw angereisten Hotelgäste durften 
freie Parkplätze belegen. Eine Vereinbarung mit dem Betreiber des Hotels A 
mussten die Gäste nicht treffen. A prüfte auch nicht, ob ein Gast einen hotelei-
genen Parkplatz nutzte oder woanders parkte. Deshalb stellte A kein Entgelt für 
die Parkplatznutzung in Rechnung. 
In der Umsatzsteuererklärung setzte A für die Umsätze aus Beherbergungsleis-
tungen den ermäßigten Steuersatz an, für Frühstück und Nutzung der Fitness-
einrichtungen den Regelsteuersatz. Für die Nutzung der Parkplätze nahm A 
keine Abgrenzung vor. Dagegen unterwarf das Finanzamt die Einräumung von 
Parkmöglichkeiten dem Regelsteuersatz und schätzte die Kosten auf 1,50 EUR 
pro Übernachtungsgast. 
Vor dem Finanzgericht hatte A mit seiner Klage Erfolg. 
Entscheidung 
Schlechter lief es für A vor dem Bundesfinanzhof: Er hob nämlich das Urteil des 
Finanzgerichts auf und verwies die Sache an dieses zurück. Zur Begründung 
führten die Richter aus: Der ermäßigte Steuersatz kann nur für reine Vermie-
tungs- bzw. Beherbergungsleistungen gewährt werden. Die gesetzliche Rege-
lung schließt Nebenleistungen zur Vermietung, die nicht unmittelbar der Vermie-
tung dienen, von der Steuerermäßigung aus. 
Die Einräumung von Parkmöglichkeiten für Hotelgäste dient – anders als das 
Finanzgericht entschieden hatte – nicht unmittelbar der Beherbergung, sondern 
der Verwahrung eines vom Hotelgast mitgeführten Fahrzeugs. Diese Leistung ist 
deshalb von der Steuerermäßigung ausgenommen. Neben der Vermietung 
stehende Leistungen unterfallen selbst dann nicht dem ermäßigten Steuersatz, 
wenn sie direkt im Zimmer erfolgen (z. B. Telefon- und Internetnutzung). Das gilt 
unabhängig davon, ob sie gesondert abgerechnet werden. Für die Einräumung 
einer Parkmöglichkeit, die keinen konkreten räumlichen Bezug zu der Nutzung 
des Zimmers aufweist, gilt das erst recht. 
Das Finanzgericht muss nun prüfen, ob das Finanzamt die Kosten zutreffend 
geschätzt hat. 

 
2. Arbeitszimmer: Sind die Kosten gemischt genutzter 

Nebenräume absetzbar? 
 
Küche, Bad und Flur werden normalerweise fast ausschließlich privat 
genutzt. Deshalb können die Aufwendungen für diese Räume steuerlich 
nicht als Betriebsausgaben bzw. Werbungskosten geltend gemacht wer-
den. Das gilt auch dann, wenn ein berücksichtigungsfähiges Arbeitszim-
mer vorhanden ist. 
Hintergrund 
Die Klägerin A ist als selbstständige Lebensberaterin gewerblich tätig. Ihre 
Tätigkeit übt sie ausschließlich in einem Zimmer ihrer Mietwohnung aus. Deshalb 
erkannte das Finanzamt die Kosten für dieses Zimmer als Betriebsausgaben an. 
Die von der Klägerin geltend gemachten Aufwendungen für die Küche, das Bad 
und den Flur berücksichtigte das Finanzamt jedoch nicht. 
Vor dem Finanzgericht hatte die Klage der A keinen Erfolg. Denn nach Ansicht 
der Richter handelt es sich bei diesen Nebenräumen nicht um Arbeitszimmer. 
Zudem fehlt es an einem verlässlichen Aufteilungsmaßstab. 
Entscheidung 
Auch der Bundesfinanzhof lehnt eine Berücksichtigung der anteiligen Kosten für 
Küche, Bad und Flur ab. Denn A nutzt diese Räume zu einem erheblichen Teil 
privat. Ob ein Zimmer fast ausschließlich beruflich genutzt wird, ist für jeden 
abgeschlossenen Raum individuell zu entscheiden. 
Würde man im vorliegenden Fall die Nebenräume in die einheitliche Betrachtung 
mit einbeziehen, wäre das nach Ansicht des Bundesfinanzhofs für A sogar von 
Nachteil. Denn dann würde das Arbeitszimmer mit den Nebenräumen als einheit-
licher Raumkomplex angesehen werden und die erhebliche private Mitnutzung 
der Nebenräume dazu führen, dass A unter dem Strich überhaupt keine Arbeits-
zimmerkosten abziehen könnte. 
 
3. Arbeitszimmer: Ein Regal macht aus einem Raum 

keine zwei Räume 
 
Ein Raum kann nur dann steuerlich als Arbeitszimmer geltend gemacht 
werden, wenn er nahezu ausschließlich beruflich genutzt wird. Eine Ar-
beitsecke, die durch ein Regal vom übrigen privat genutzten Raum abge-
trennt ist, wird deshalb nicht anerkannt. 
Hintergrund 
A erzielte Einkünfte aus Gewerbebetrieb. Er hatte ein Einfamilienhaus angemie-
tet und nutzte davon einen Teil als Gewerbefläche und einen Teil zu privaten 
Zwecken. In einem der gewerblich angemieteten Räume erledigte er die Büro-
angelegenheiten seines Gewerbebetriebs. Dieser Raum war zum Teil mit einem 
Schreibtisch und Büroregalen ausgestattet und zum Teil mit einem Sofa, einem 
Couchtisch, einem Esstisch mit Stühlen und einem Fernseher. Die Abtrennung 
der beiden Bereiche erfolgte durch ein Regal. Das Finanzamt verweigerte A die 
Anerkennung von Arbeitszimmerkosten und erkannte sie auch nicht anteilig an. 

Dagegen gewährte das Finanzgericht dem A einen hälftigen Abzug der Raum-

kosten, begrenzt auf den Höchstbetrag von 1.250 EUR. 
Entscheidung 
Der Bundesfinanzhof erteilte der teilweisen Anerkennung eines gemischt genutz-
ten Raums eine Absage. Dient ein Raum sowohl zur Erzielung von Einkünften 
als auch zu privaten Zwecken, sind die Aufwendungen insgesamt nicht abzieh-
bar, wenn die private Nutzung einen nicht nur untergeordneten Umfang hat. Das 
gilt auch für Zimmer, die durch eine räumliche Aufteilung mit einer Arbeitsecke 
beruflich genutzt werden. Die Abtrennung durch ein Regal genügt im vorliegen-
den Fall nicht, um aus dem einheitlichen Raum 2 Räume zu machen. 
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4. Auch Vorauszahlungen können hinterzogen werden 
 
Auf hinterzogene Steuern werden Hinterziehungszinsen festgesetzt. Wur-
den allerdings Einkommensteuer-Vorauszahlungen hinterzogen, stellt sich 
die Frage, ab welchem Zeitpunkt die Zinsen zu berechnen sind. 
Hintergrund 
Der Steuerpflichtige hatte über mehrere Jahrzehnte hohe ausländische Kapital-
erträge nicht in seinen Einkommensteuererklärungen angegeben. Dies holte er 
mit einer Selbstanzeige nach. Das Finanzamt änderte daraufhin die Einkommen-
steuerfestsetzungen und setzte Hinterziehungszinsen fest. Deren Zinslauf 
berechnete es bereits ab den jeweiligen vierteljährlichen Vorauszahlungszeit-
punkten. Dagegen richtete sich die Klage. 
Entscheidung 
Das Finanzgericht wies die Klage jedoch ab und folgte der Auffassung des 
Finanzamts. Die Begründung der Richter: Durch das Verschweigen der Kapital-
erträge in den Einkommensteuererklärungen hatte der Steuerpflichtige die 
Vorauszahlungen hinterzogen, die bei korrekter Erklärung der Kapitalerträge 
sonst festgesetzt worden wären. Diesbezüglich handelte er vorsätzlich, denn 
durch seine selbstständige Tätigkeit als Zahnarzt war ihm das System der 
Festsetzung von Einkommensteuer-Vorauszahlungen bekannt. Die Zinsen sind 
nach den tatsächlich hinterzogenen Beträgen zu berechnen. Deshalb ist die 
Vorauszahlung als Bemessungsgrundlage anzusetzen, die sich aufgrund der zu 
diesem Zeitpunkt existierenden Jahresfestsetzung bei zutreffender Angabe der 
Kapitaleinkünfte ergeben hätte.  
 
5. Entgeltfortzahlung: Urlaub oder Kur? 
 
Während einer Kur haben Arbeitnehmer Anspruch auf Entgeltfortzahlung. 
Das gilt aber nur dann, wenn die Kur nicht wie ein Erholungsurlaub gestal-
tet ist und in einer Einrichtung der medizinischen Vorsorge oder Rehabili-
tation durchgeführt wird. 
Hintergrund 
Eine Köchin unterzog sich einer ambulanten Kur auf der Insel Langeoog. Diese 
wurde von der Krankenkasse bezuschusst. Im Kur- und Wellnesscenter erhielt 
sie 30 Anwendungen, u. a. Meerwasserwarmbäder, Bewegungsbäder, Massa-
gen, Schlickpackungen und Lymphdrainagen. Außerdem sollte sie täglich in der 
Brandungszone inhalieren. Ihr Arbeitgeber stellte die Arbeitnehmerin für die 
Dauer der Kur unter Fortzahlung ihrer Vergütung aber nicht frei. Daraufhin 
beantragte die Köchin Urlaub, den der Arbeitgeber bewilligte. Mit ihrer Klage will 
die Arbeitnehmerin erreichen, dass der genommene Urlaub nicht auf den Ur-
laubsanspruch angerechnet wird. 
Entscheidung 
Das Bundesarbeitsgericht lehnte jedoch den Entgeltfortzahlungsanspruch der 
Arbeitnehmerin während ihrer Kur auf Langeoog ab. Denn Erholungskuren, die 
ohne akuten Krankheitsanlass nur der Vorbeugung gegen allgemeine Abnut-
zungserscheinungen oder der bloßen Verbesserung des Allgemeinbefindens 
dienen, sind keine medizinischen Vorsorge- oder Rehabilitationsmaßnahmen. 
Die Klägerin konnte nicht nachvollziehbar darlegen, dass es sich im konkreten 
Fall nicht um eine solche Erholungskur handelte, sondern dass ihr ein akuter 
Krankheitsanlass zugrunde lag. Die Kur war vielmehr wie ein Urlaub ausgestal-
tet, da die Klägerin bei nur wenigen Anwendungen pro Tag 3-wöchigen Aufent-
halt auf Langeoog wie einen Erholungsurlaub frei gestalten konnte. 
Die vorgelegten ärztlichen Bescheinigungen genügten nicht. 
Deshalb besteht hier kein Anspruch auf Fortzahlung des Arbeitsentgelts nach 
den gesetzlichen Vorschriften über die Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall. 
 
 
6. Elternzeit: Verlangen per Fax ist unwirksam 
 
Elternzeit muss rechtzeitig und schriftlich vom Arbeitgeber verlangt wer-
den. Fax oder E-Mail genügen nicht der gesetzlich geforderten Schriftform. 
Dieser Formfehler kann dazu führen, dass das Elternzeitverlangen nicht ist. 
Hintergrund 
Eine Angestellte hatte am 10.6.2013 ihrem Arbeitgeber mitgeteilt, dass sie 
Elternzeit für 2 Jahre in Anspruch nimmt. Das Schreiben übermittelte sie per 
Telefax. Am 15.11.2013 kündigte der Arbeitgeber das Arbeitsverhältnis. Die 
Angestellte wehrte sich gegen die Kündigung und argumentierte, dass der 
Arbeitgeber wegen des besonderen Kündigungsschutzes während der Elternzeit 
nicht kündigen durfte. 
Entscheidung 
Nachdem die Klägerin von den Vorinstanzen Recht bekommen hatte, erlitt sie 
vor dem Bundearbeitsgericht eine Niederlage. Denn die Richter entschieden, 
dass das Arbeitsverhältnis durch die Kündigung vom 15.11.2013 aufgelöst 
worden war. Auf den Sonderkündigungsschutz während der Elternzeit kann sich 
die Klägerin nicht berufen. Die Klägerin hatte ihre Elternzeit mittels Telefax 
angekündigt, was nicht dem Schriftformerfordernis des Gesetzes entspricht. Der 
Formfehler führt dazu, dass das Elternzeitverlangen nicht wirksam war. 
Ein treuwidriges Verhalten des Arbeitgebers konnte das Bundesarbeitsgericht 
nicht erkennen, auch wenn dieser erst einige Monate nach dem fehlerhaften 
Elternzeitverlangen kündigte. 
 
 

7. Entfernungspauschale: Unfallkosten sind mit abgegol-
ten 

 

Mit der Entfernungspauschale sind grundsätzlich sämtliche Aufwendungen 
abgegolten, die einem Arbeitnehmer auf dem Weg zur Arbeit bzw. nach 
Hause entstehen. Deshalb können die Kosten eines Unfalls und unfallbe-
dingte Krankheitskosten nicht zusätzlich steuerlich geltend gemacht wer-
den. 
Hintergrund 
Die Klägerin hatte auf der Fahrt zur Arbeit mit ihrem Auto einen Unfall. Danach 
klagte sie über Schmerzen im Kopf- und Nackenbereich. Die Reparaturkosten für 
das Fahrzeug beliefen sich auf ca. 7.000 EUR. Sowohl die Behandlungskosten 
als auch die Kosten der Reparatur bekam die Klägerin nur zum Teil erstattet. Die 
verbleibenden Kosten machte sie in ihrer Steuererklärung geltend. Das Finanz-
amt erkannte zwar die Reparaturkosten für das Fahrzeug als Werbungskosten 
an, nicht dagegen die Krankheitskosten. 
Entscheidung 
Die Klage hatte beim Finanzgericht keinen Erfolg. Denn nach Auffassung der 
Richter deckt die Entfernungspauschale nach dem ausdrücklichen Wortlaut des 
Gesetzes sämtliche Aufwendungen ab, die durch die Wege zwischen Wohnung 
und Tätigkeitsstätte entstehen. Dazu gehören auch die außergewöhnlichen 
Kosten, die z. B. bei einem Unfall entstehen. Deshalb kommt eine steuerliche 
Berücksichtigung der Behandlungskosten nicht infrage. Aus diesem Grund hätte 
das Finanzamt die Reparaturkosten für das Fahrzeug ebenfalls nicht berücksich-
tigen dürfen. 
  
8. Beiträge zur Berufshaftpflichtversicherung: Bei ange-

stelltem Rechtsanwalt kein Arbeitslohn 
 
Schließt eine Rechtsanwalts-GbR im eigenen Namen und auf eigene Rech-
nung eine Berufshaftpflichtversicherung ab und erstreckt sich der Versi-
cherungsschutz auch auf die angestellten Rechtsanwälte, führt dies nicht 
zu Arbeitslohn. 
Hintergrund 
Eine Gesellschaft bürgerlichen Rechts (GbR), bestehend aus einem Notar und 
mehreren Rechtsanwälten und Steuerberatern, schloss im eigenen Namen und 
auf eigene Rechnung eine Berufshaftpflichtversicherung ab. Die angestellten 
Rechtsanwälte, die nicht Gesellschafter der GbR waren, hatten für ihre Tätigkeit 
eigene Berufshaftpflichtversicherungen abgeschlossen. 
Das Finanzamt behandelte die von der GbR getragenen Versicherungsbeiträge 
für ihre eigene Berufshaftpflichtversicherung als Arbeitslohn der angestellten 
Rechtsanwälte. 
Entscheidung 
Die Revision der GbR vor dem Bundesfinanzhof war erfolgreich. Die Berufshaft-
pflichtversicherung diente dem eigenen Versicherungsschutz der GbR und ihrer 
Gesellschafter. Der Arbeitgeber wendet mit dem Abschluss einer eigenen Be-
rufshaftpflichtversicherung seinen Arbeitnehmern keinen Arbeitslohn zu. Es fehlt 
an einer Leistung des Arbeitgebers, die eine Gegenleistung für das 
Zurverfügungstellen der individuellen Arbeitskraft des Arbeitnehmers ist. 
In anderen Fällen hatte der Bundesfinanzhof bereits entschieden, dass der 
Erwerb des eigenen Haftpflichtversicherungsschutzes durch eine Rechtsanwalts-
GmbH zu keinem lohnsteuerlich erheblichen Vorteil bei den Arbeitnehmern führt, 
da sie damit ihre eigene Berufstätigkeit versichert. Zu dem gleichen Ergebnis 
kam der Bundesfinanzhof bei einer Betriebshaftpflichtversicherung eines Kran-
kenhauses. Die Mitversicherung der angestellten Klinikärzte ist keine Gegenleis-
tung für die Beschäftigung, auch wenn die Ärzte keine eigene Haftpflichtversi-
cherung abschließen müssen. 
Der Abschluss einer Betriebshaftpflichtversicherung führt somit nicht zu Arbeits-
lohn, auch wenn sich der Versicherungsschutz auf die Arbeitnehmer erstreckt. 
Denn der Zweck der Versicherung besteht darin, dem Arbeitgeber einen mög-
lichst umfassenden Versicherungsschutz für alle bei ihm Beschäftigten zu ge-
währen. Die Ausdehnung des Versicherungsschutzes auf die Haftpflicht der 
Arbeitnehmer vermeidet Spannungen zwischen Mitarbeitern und Arbeitgeber, die 
bei der unmittelbaren Inanspruchnahme der Arbeitnehmer durch einen geschä-
digten Dritten entstehen könnten. Das dient letztlich dem unternehmerischen 
Interesse. 
 
 
9. Betreutes Wohnen: Wann liegt ein Gewerbebetrieb 

vor? 
 
Werden Wohnungen im Rahmen des sog. betreuten Wohnens vermietet, 
sind die Erträge keine Einnahmen aus Gewerbebetrieb, sondern sind als 
Einnahmen aus Vermietung und Verpachtung zu qualifizieren. Das gilt 
auch, wenn von dem Vermieter zusätzlich unterstützende Leistungen für 
die altersadäquate Wohnungsnutzung der Mieter erbracht werden. 
Hintergrund 
Die Klägerin, eine GmbH & Co. KG, erzielte Erträge aus der Vermietung einer 
Seniorenwohnanlage in der Form des sog. betreuten Wohnens. Die Mieter 
schlossen einen Betreuungsvertrag mit Grundleistungen mit der X-GmbH ab. Die 
Klägerin setzte die Mieteinnahmen als Einkünfte aus Vermietung und Verpach-
tung an. Das Finanzamt behandelte diese jedoch als gewerbliche Einkünfte, da 
der Rahmen einer privaten Vermögensverwaltung überschritten wurde. 
Entscheidung 
Das Finanzgericht urteilte zugunsten der Klägerin und entschied, dass diese 
nicht gewerblich tätig ist. Ein Gewerbebetrieb liegt vor, wenn wegen nicht übli-
cher Sonderleistungen des Vermieters von einem gewerblichen Beherbergungs-
betrieb (Hotel, Fremdenpension) auszugehen ist. Erbringt ein Dritter zusätzliche 
Leistungen, sind diese dem Vermieter nur dann zuzurechnen, wenn sie der Dritte 
aufgrund eines Geschäftsbesorgungsvertrags für den Vermieter erbracht hat. 



 
 
Zwar müssen im vorliegenden Fall die Mieter die Grundleistungen der X-GmbH 
in Anspruch nehmen. Dies reicht allerdings nicht aus, um die Tätigkeit der Kläge-
rin als gewerblich zu qualifizieren. Im Ergebnis führen bloße unterstützende 
Leistungen für die altersadäquate Wohnungsnutzung der Mieter nicht zu einer 
Gewerblichkeit der Vermietung. 
 
 
10. Wann Säumniszuschläge erlassen werden können 
 
Ist dem Steuerpflichtigen die rechtzeitige Zahlung seiner Steuern nicht 
möglich, ist die Erhebung von Säumniszuschlägen, um Druck zur Zahlung 
auszuüben, sinnlos und deshalb unbillig. 
Hintergrund 
Der Kläger erzielte steuerpflichtige Umsätze. Er tilgte die festgesetzten Umsatz-
steuern jedoch erst nach Rückstandsanzeigen und Mietpfändungen. Insgesamt 
entstanden Säumniszuschläge von insgesamt 141.422 EUR. Diese wollte der 
Kläger wegen persönlicher bzw. sachlicher Unbilligkeit hälftig erlassen haben. 
Das Finanzamt lehnte dies ab, insbesondere weil ein Erlass aus persönlichen 
Billigkeitsgründen nur den weiteren Gläubigern zugutekommt und ein Erlass aus 
sachlichen Gründen nicht möglich ist, da der Kläger noch keinen Insolvenzantrag 
gestellt hatte. 
Entscheidung 
Nach Ansicht des Gerichts kommt aus den vom Finanzamt genannten Gründen 
ein Erlass der Säumniszuschläge aus persönlichen Billigkeitsgründen nicht in 
Betracht. 
Ein sachlicher Billigkeitsgrund für den Erlass von Säumniszuschlägen könnte 
hier aber vorliegen, wenn beim Kläger Überschuldung oder Zahlungsunfähigkeit 
vorgelegen hat. Dies muss für den gesamten Säumniszeitraum geprüft werden 
und nicht nur für die Fälligkeitszeitpunkte der Steuerforderungen. 
Für eine ermessensfehlerfreie Entscheidung bedarf es allerdings weiterer Ermitt-
lungen von Amts wegen unter Berücksichtigung der Mitwirkungspflicht des 
Klägers.  
 
 
11. Achtung, wenn der Vorläufigkeitsvermerk ersetzt und 

eingeschränkt wird 
Wird ein Vorläufigkeitsvermerk in einem Änderungsbescheid im Vergleich 
zum Ursprungsbescheid eingeschränkt, heißt es aufgepasst: Denn durch 
den neuen Vorläufigkeitsvermerk werden die dadurch nicht mehr erfassten 
Punkte des Änderungsbescheids bestandskräftig. 
Hintergrund 
Das Finanzamt erklärte die Veranlagungen für A für vorläufig wegen ungewisser 
Tatsachen betreffend dessen Kapitalerträge und Nichtberücksichtigung pauscha-
ler Werbungskosten und Höhe des Grundfreibetrags. Später wurde der Bescheid 
geändert und enthielt nun Vorläufigkeitspunkte bzgl. pauschaler Werbungskos-
ten und des Grundfreibetrags. Der Bescheid enthielt jedoch keinen Vorläufig-
keitsvermerk mehr und auch keinen Hinweis auf die Aufhebung des Vorläufig-
keitsvermerks hinsichtlich des Ansatzes der Einkünfte aus Kapitalvermögen. 
Nach endgültiger Ermittlung der Kapitalerträge stellte A den Antrag auf Änderung 
der Bescheide zu seinen Gunsten, was das Finanzamt jedoch ablehnte. Denn 
die Bescheide seien in diesem Punkt nicht mehr vorläufig. 
Entscheidung 
Der Bundesfinanzhof hob das Urteil des Finanzgerichts, das der Klage des A 
noch stattgegeben hatte, auf und wies die Klage ab. 
Setzt das Finanzamt die Steuer vorläufig festgesetzt, bleibt der Vorläufigkeits-
vermerk bis zu seiner ausdrücklichen Aufhebung wirksam. Eine stillschweigende 
Aufhebung des Vorläufigkeitsvermerks ist zwar ausgeschlossen. Keine still-
schweigende Aufhebung des Vorläufigkeitsvermerks, sondern eine inhaltlich 
neue Bestimmung liegt dagegen vor, wenn einem Änderungsbescheid ein im 
Verhältnis zum ein inhaltlich eingeschränkter Vorläufigkeitsvermerk beigefügt 
wird. Damit wird der Umfang der Vorläufigkeit gegenüber dem ursprünglichen 
Bescheid geändert und im Änderungsbescheid abschließend umgeschrieben. 
Dementsprechend kann der Änderungsbescheid nicht mehr geändert werden. 
Denn hinsichtlich der Höhe der Kapitaleinkünfte enthält er keinen Vorläufigkeits-
vermerk mehr. 
 
 

12. Welche Rolle spielen Steuer-CDs für die Wirksamkeit 
einer Selbstanzeige? 

 
Wer Schwarzgeld auf Auslandskonten versteckt hat, kann mit einer Selbst-
anzeige einer Bestrafung entgehen. Wurde jedoch in den Medien vom 
Ankauf einer Steuer-CD von der Bank des Steuerpflichtigen berichtet, kann 
es mit der ersehnten Straffreiheit vorbei sein. 
Hintergrund 
Ein Anleger unterhielt verschiedene Konten und Depots bei schweizerischen 
Banken. Die erzielten Kapitaleinkünfte gab er über Jahre hinweg nicht in seinen 
deutschen Einkommensteuererklärungen an. 
Zum Jahreswechsel 2011/2012 kauften die deutschen Finanzbehörden eine 
Steuer-CD mit Kundendaten einer Bank, bei der der Anleger ein Konto hatte. Die 
Presse berichtete darüber und nannte dabei den Namen der Bank. 
Im September 2012 offenbarte sich der Anleger mit einer Selbstanzeige bei 
seinem Finanzamt. Zu diesem Zeitpunkt hatte die Finanzverwaltung die Daten-
sätze bereits ausgewertet, die Kundendaten des Anlegers entdeckt, einen 
Verdachtsprüfungsvermerk geschrieben und ein Steuerstrafverfahren gegen ihn 
eingeleitet. 
Entscheidung 

Das Oberlandesgericht entschied zuungunsten des Anlegers. Seine Selbstan-
zeige entfaltete keine strafbefreiende Wirkung, denn seine Steuerstraftat war 
bereits "entdeckt". 
Maßgeblich ist, ob der Täter nach seiner persönlichen Erkenntnis- und Urteilsfä-
higkeit eine Tatentdeckung annehmen musste. Das Oberlandesgericht vertritt 
hierzu eine weitgefasste Auslegung: Das Merkmal des "Rechnenmüssens" ist 
bereits erfüllt, wenn der Täter die Tatentdeckung für durchaus möglich oder 
wahrscheinlich hält. Es genügt, dass der Täter aufgrund der ihm bekannten 
Umstände eine Entdeckung für naheliegend hält, ohne hiervon aber bereits 
sicher ausgehen zu müssen. 
Im vorliegenden Fall musste der Anleger im Zeitpunkt seiner Selbstanzeige mit 
der Tatendeckung gerechnet haben. Durch die Medienberichterstattung hatte er 
Kenntnis über den erfolgten Ankauf von Datensätzen seiner Bank. Er musste 
also damit rechnen, dass seine Hinterziehungstaten bereits entdeckt worden 
waren. 
 
 

13. Prozesskosten einer Klage auf Schmerzensgeld sind 
keine außergewöhnlichen Belastungen 

 
Die Kosten eines Zivilprozesses sind grundsätzlich nicht als außergewöhn-
liche Belastungen abziehbar. Das gilt auch für eine Klage, mit der Schmer-
zensgeldansprüche geltend gemacht werden. 
Hintergrund 
Die Ehefrau (F) war an den Folgen eines Krebsleidens verstorben. Im Jahr 2011 
verklagte der Ehemann (M) den behandelnden Arzt u. a. auf Schmerzensgeld 
wegen eines geltend gemachten Behandlungsfehlers. 
In der Einkommensteuer-Erklärung für 2011 machte M von ihm in 2011 gezahlte 
Zivilprozesskosten von rund 12.000 EUR als außergewöhnliche Belastung 
geltend. Das Finanzamt berücksichtigte die Aufwendungen jedoch nicht. 
Vor dem Finanzgericht bekam M Recht. Die Richter beriefen sich in der Urteils-
begründung auf ein Urteil des Bundesfinanzhofs, nach dem Prozesskosten aus 
rechtlichen Gründen als zwangsläufig anzuerkennen sind, wenn sich der Steuer-
pflichtige nicht mutwillig oder leichtfertig auf den Prozess eingelassen hat. 
Entscheidung 
Der Bundesfinanzhof wies dagegen die Klage ab, da er an der in dem Urteil, auf 
das sich das Finanzgericht berufen hatte, vertretenen Auffassung nicht mehr 
festhält. Zivilprozesskosten sind also nur insoweit abziehbar, als der Prozess 
existenziell wichtige Bereiche oder den Kernbereich menschlichen Lebens 
berührt. Wenn der Steuerpflichtige ohne den Rechtsstreit Gefahr liefe, seine 
Existenzgrundlage zu verlieren und seine lebensnotwendigen Bedürfnisse in 
dem üblichen Rahmen nicht mehr befriedigen zu können, kann er aus rechtli-
chen oder tatsächlichen Gründen gezwungen sein, einen Zivilprozess zu führen, 
sodass die Prozesskosten zwangsläufig erwachsen. 
Im vorliegenden Fall betreffen die Ansprüche wegen Schmerzensgeld nicht 
existenziell wichtige Bereiche oder den Kernbereich menschlichen Lebens. M lief 
nicht Gefahr, ohne diese Ansprüche die Existenzgrundlage zu verlieren und 
seine lebensnotwendigen Bedürfnisse in dem üblichen Umfang nicht mehr 
befriedigen zu können. Die Voraussetzungen für den Abzug der Prozesskosten 
als außergewöhnliche Belastungen lagen damit nicht vor. 
 
 

14. Wann die Kosten einer Heimunterbringung als außer-
gewöhnliche Belastungen abziehbar sind 

 
Wer krank oder pflegebedürftig ist und sich deshalb in einem Heim versor-
gen lässt, kann die entsprechenden Kosten grundsätzlich steuerlich als 
außergewöhnliche Belastungen geltend machen. Probleme gibt es jedoch, 
wenn der Steuerpflichtige sich nur aus Altersgründen für eine Heimunter-
bringung entscheidet. 
Hintergrund 
Die Klägerin machte zum einen Krankheitskosten i. H. v. 1.225 EUR, zum ande-
ren Aufwendungen für Pflege und Betreuungsleistungen i. H. v. 1.557 EUR als 
außergewöhnliche Belastungen geltend. 
Die Aufwendungen der Klägerin für Unterkunft und Verpflegung in dem Senio-
renheim erkannte das Finanzamt jedoch nicht an, da es sich um Kosten der 
Lebensführung handele. Diese seien durch den Grundfreibetrag abgegolten. 
Entscheidung 
Das Finanzgericht folgte den Argumenten des Finanzamts und entschied, dass 
die Unterbringungskosten der Klägerin nicht zwangsläufig sind. Zwar erfüllte die 
Klägerin die Voraussetzungen für die Pflegestufe I, eine vollstationäre Pflege war 
jedoch nicht erforderlich. Deshalb geht das Gericht davon aus, dass die Aufwen-
dungen der Klägerin für ihre Unterbringung im Wohnstift übliche Aufwendungen 
der Lebensführung sind. 
Die Unterbringungskosten sind nur dann als außergewöhnliche Belastungen zu 
berücksichtigen, wenn die Unterbringung in einem Altenheim veranlasst sei, weil 
der Betroffene infolge einer Krankheit pflegebedürftig geworden sei, nicht dage-
gen, wenn der Steuerpflichtige erst während des Aufenthalts erkrankt sei. 
 
 
15. Kein Mitunternehmer ohne Mitunternehmerinitiative 

und Mitunternehmerrisiko 
 
Eine Mitunternehmerstellung setzt Mitunternehmerinitiative und 
Mitunternehmerrisiko voraus. Wird eine Vergütung nach dem eigenen 
Umsatz vereinbart und eine Beteiligung an den stillen Reserven ausge-
schlossen, bedarf es einer besonders ausgeprägten 



 
 
Mitunternehmerinitiative, damit eine Mitunternehmerstellung bejaht werden 
kann. 
Hintergrund 
Die Ärzte A und B betrieben eine Gemeinschaftspraxis. 1998 nahmen sie die 
Ärztin C in die Gemeinschaft auf. Der Vertrag sah vor, dass die Geschäftsfüh-
rung gemeinschaftlich ausgeübt wird, Entscheidungen mehrheitlich getroffen 
werden und für aus der Gemeinschaft entstehende Verbindlichkeiten als Ge-
samtschuldner gehaftet wird. C wurde eine Option zum Erwerb eines Drittels der 
Praxis eingeräumt. Die Verfügungsmacht über Konten und die Barkasse lag bei 
A und B. Für den Fall des Ausscheidens eines Gesellschafters sah der Vertrag 
keine Regelungen über Abfindungszahlungen vor. C machte von der Erwerbsop-
tion keinen Gebrauch. Der Gesellschaftsvertrag aus dem Jahr 1998 wurde 
deshalb unverändert fortgeführt. 
Das Finanzamt erließ für das Jahr 2007 einen Feststellungsbescheid, mit dem es 
die Besteuerungsgrundlagen nur für eine 2-gliedrige Gesellschaft bürgerlichen 
Rechts (A, B) feststellte und den Gesellschaftern hälftig zurechnete. Denn nach 
Auffassung des Finanzamts war C nicht Mitunternehmerin der Gesellschaft 
bürgerlichen Rechts geworden. 
Das Finanzgericht entschied ebenfalls, dass C wegen fehlender Gewinnbeteili-
gung nicht Mitunternehmerin der Gesellschaft bürgerlichen Rechts gewesen sei. 
Entscheidung 
Der Bundesfinanzhof wies die Revision von A und B zurück und bestätigte damit 
das Urteil des Finanzgerichts. 
Voraussetzung einer Mitunternehmerschaft sind die Merkmale der 
Mitunternehmerinitiative und des Mitunternehmerrisikos. Diese können im Einzel-
fall mehr oder weniger ausgeprägt sein. So kann z. B. ein geringes Initiativrecht 
durch ein besonders ausgeprägtes Mitunternehmerrisiko ausgeglichen werden. 
Wichtig ist aber, dass beide Merkmale vorliegen müssen. 
Mitunternehmerrisiko bedeutet Teilnahme am Erfolg oder Misserfolg eines 
Unternehmens, also Beteiligung am Gewinn und Verlust sowie an den stillen 
Reserven des Anlagevermögens einschließlich eines Geschäftswerts. 
Mitunternehmerinitiative bedeutet vor allem Teilnahme an den unternehmeri-
schen Entscheidungen, mindestens Ausübung von Gesellschaftsrechten die den 
Stimm-, Kontroll- und Widerspruchsrechten eines Kommanditisten angenähert 
sind. 
Nach Ansicht des Bundesfinanzhofs lag kein ausreichendes 
Mitunternehmerrisiko der C vor. 
Zum einen war sie nicht am Gewinn der Gesellschaft bürgerlichen Rechts betei-
ligt. Sie erhielt lediglich eine umsatzabhängige Vergütung, die sich nach dem von 
ihr selbst erwirtschafteten Umsatz bemaß. Am Verlust der Gesellschaft nahm C 
nur begrenzt teil. 
Zum anderen blieben die materiellen Werte unverändert den bisherigen Gesell-
schaftern A und B zugerechnet. Eine Beteiligung der C an stillen Reserven 
fehlte, was durch das Fehlen einer Abfindungsregelung bestätigt wird. 
Darüber hinaus war C in wesentlichen Bereichen von einer gemeinschaftlichen 
Geschäftsführung ausgeschlossen (Neuinvestitionen, Verfügung über die Pra-
xiskonten). C hatte somit keine Möglichkeit, wie ein Unternehmer das Schicksal 
der Gesellschaft maßgeblich zu beeinflussen. 
Die Einkünfte der C sind daher nicht zusammen mit den Einkünften der A und B 
festzustellen, sondern im Rahmen ihrer Einkommensteuer-Veranlagung zu 
berücksichtigen. 
 
 

16. Umsatzsteuer: Ist die Anmietung von Parkplätzen für 
Mitarbeiter steuerpflichtig? 

 
Überlässt der Arbeitgeber seinen Mitarbeitern verbilligt Parkplätze, stellt 
dies eine Leistung dar, die der Umsatzsteuer unterliegt. 
Hintergrund 
P hatte für ihre Mitarbeiter in einem benachbarten Parkhaus Parkplätze für 
jeweils 55 EUR im Monat angemietet. Die Mitarbeiter waren parkberechtigt, 
wenn sie sich an den Kosten mit 27 EUR monatlich beteiligten. Mit der Anmie-
tung der Parkplätze bezweckte P einen ungestörten Betriebsablauf. Nach der 
Rückkehr von Auswärtsterminen hatten die Mitarbeiter regelmäßig Schwierigkei-
ten, einen Parkplatz zu finden. 
Die Mitarbeiterzahlungen unterwarf P nicht der Umsatzsteuer. Das Finanzamt 
war jedoch der Ansicht, P habe mit der Überlassung der Parkplätze eine entgelt-
liche sonstige Leistung erbracht. 
P argumentierte dagegen, dass der Vorgang bei Unentgeltlichkeit wegen des 
überwiegenden betrieblichen Interesses nicht steuerbar wäre. 
Entscheidung 
Der Bundesfinanzhof entschied jedoch, dass die verbilligte Parkraumüberlas-
sung an die Angestellten steuerbar war. Entgeltliche Leistungen liegen auch 
dann vor, wenn sie verbilligt erbracht werden. 
P hat ihren Angestellten gegen Kostenbeteiligung und damit entgeltlich Park-
raum überlassen. Unerheblich ist, dass P diese Leistungen überwiegend zu 
unternehmerischen Zwecken erbracht hat. 
Bei einer unentgeltlichen Leistung ist zu unterscheiden, ob sie unternehmens-
fremden Zwecken oder unternehmenseigenen Interessen dient. Nur im ersten 
Fall ist die Leistung steuerbar. Diese Differenzierung gilt jedoch für entgeltliche 
Leistungen nicht. Sie sind in beiden Fällen steuerbar. Bemessungsgrundlage ist 
grundsätzlich das Entgelt, d. h. alles, was der Arbeitnehmer aufwendet, um die 
Leistung, hier die Parkraumbenutzung zu erhalten. 
Im Streitfall zahlten die Mitarbeiter mit 27 EUR im Monat rund die Hälfte der 
Ausgaben der P, sodass der Entgeltcharakter zu bejahen war. Anders könnte es 
gesehen werden, wenn lediglich ein symbolischer Betrag entrichtet wird. 


